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Fragen zum Verfahren: „DSO Toolkit – Skalierbares Toolkit für ein aktives Verteilnetzmanagement  
In Niederspannungsnetzen“ 

 
Frage 
Nr. 

Frage Antwort 

1 Aufgrund des geplanten Projektverlaufes (Zwischenberichte etc.) 
wirkt das Projekt ehr wie ein Forschungsprojekt, gleichzeitig 
nennen die Unterlagen keine Förderquoten. 
Gehen wir recht in der Annahme, dass das Projekt zu 100% fi-
nanziert wird? 

Bei dem vorliegenden Verfahren handelt es sich nicht um ein Forschungs-
förderprojekt im zuwendungsrechtlichen Sinne, sondern um eine vorkom-
merzielle Auftragsvergabe (Pre-Commercial Procurement, PCP). 
Die vorgesehenen Meilensteinberichte und Fachkonsultationen dienen der 
vertraglichen Steuerung und Dokumentation der Forschungs- und Entwick-
lungsleistungen und sind für PCP-Verfahren typisch. Hieraus ergeben sich 
keine Förderquoten. 
 
Die Auftragnehmer erhalten keine Förderung im zuwendungsrechtlichen 
Sinne. Vielmehr werden die beauftragten Forschungs- und Entwicklungs-
leistungen auf Grundlage des abgeschlossenen Vertrages vergütet. Die 
Vergütung erfolgt nach Maßgabe des Angebots und der vertraglichen Re-
gelungen; mit der Vergütung sind sämtliche zur Leistungserbringung erfor-
derlichen Kosten abgegolten. Es wird jedoch erwartet, dass der Verbleib 
des geistigen Eigentums beim Auftragnehmer angemessen bei der Preis-
kalkulation berücksichtigt wird. 

2 Ein Bewerber plant die Gründung einer Gesellschaft während 
der Projektlaufzeit und beabsichtigt, dieser im weiteren Verlauf 
des PCP die wirtschaftliche Verwertung der Ergebnisse sowie 
gegebenenfalls die vertragliche Position eines Mitglieds der Bie-
tergemeinschaft zu übertragen. Hierzu werden folgende Fragen 
gestellt: 

a) Anwendbarkeit von Abschnitt 6.3: Abschnitt 6.3 der Teil-
nahmevereinbarung lässt eine Übertragung der vertrag-
lichen Position bzw. eine Nachfolge nur „in Ausnahme-
fällen und bei unvorhersehbaren Ausnahmefällen" sowie 
im Zuge einer Unternehmensumstrukturierung (Über-
nahme, Fusion, Erwerb, Insolvenz) zu. Wird eine von 

 
 
 
 
 
 
Zu a) Abschnitt 6.3 ist auf die dort beschriebenen Fallkonstellationen anzu-
wenden. Ein Anspruch auf eine spätere Übertragung der vertraglichen Posi-
tion besteht nicht. Ob eine geplante Ausgründung im Einzelfall eine zuläs-
sige Rechtsnachfolge oder Unternehmensumstrukturierung im Sinne der 
vertraglichen Regelungen darstellt, kann erst zum Zeitpunkt des 
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Beginn an geplante und im Angebot offengelegte Aus-
gründung vom Auftraggeber als zulässiger Anwen-
dungsfall des Abschnitts 6.3 angesehen, oder steht die 
Formulierung „unvorhersehbar" einer planmäßigen Aus-
gründung entgegen? 
 

b) Eignung des Nachfolgers: Der Nachfolger muss nach 
Abschnitt 6.3 die ursprünglich festgelegten Eignungs- 
und Zuschlagskriterien erfüllen. Da eine neu gegründete 
Gesellschaft naturgemäß noch keine eigenen Referen-
zen sowie nicht die nach Abschnitt 6.2.1 geforderten 
Nachweise (insbesondere die wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit anhand zweier Jahresabschlüsse) vorweisen 
kann: Ist es zulässig, dass die übernehmende Gesell-
schaft sich zum Eignungsnachweis auf die Fachkunde, 
das Personal und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
der Gründungseinrichtung stützt (Eignungsleihe), etwa 
durch eine entsprechende Verpflichtungserklärung? 

 
c) Zeitpunkt und Verfahren der Zustimmung: Abschnitt 6.3 

verlangt die vorherige schriftliche Zustimmung des Auf-
traggebers. Kann eine solche Zustimmung — bei trans-
parenter Offenlegung der Absicht und der vorgesehenen 
Struktur bereits im Angebot — dem Grunde nach vorab 
in Aussicht gestellt werden, sodass für den geplanten 
Übergang während der Phasen Planungssicherheit be-
steht? Zu welchem Zeitpunkt (z. B. zum Phasenüber-
gang) wäre der Wechsel verfahrenstechnisch vorzuneh-
men? 

 
d) Alternative Gestaltung: Sollte ein vollständiger Wechsel 

der vertraglichen Position als kritisch angesehen werden 
— wird stattdessen der Weg akzeptiert, die später ge-
gründete Gesellschaft zunächst als Mitglied der Teilneh-
mergemeinschaft oder als Unterauftragnehmerin zu füh-
ren und ihr die wirtschaftliche Verwertung der Ergeb-
nisse (im Rahmen der IPR-Regelungen des Ab-
schnitts 5) zuzuordnen? 

beantragten Wechsels geprüft werden. Hierfür bedarf es in jedem Fall der 
vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers. 
 
 
 
 
 
Zu b) Ein Rechtsnachfolger hat die für die jeweilige Vertragsübernahme 
maßgeblichen Anforderungen der Teilnahmebedingungen zu erfüllen. Ob 
und in welchem Umfang sich eine neu gegründete Gesellschaft dabei auf 
Ressourcen oder Nachweise anderer Unternehmen stützen kann, richtet 
sich nach den vertraglichen Regelungen sowie den Regelungen der Teil-
nahmevereinbarung und wird im konkreten Einzelfall geprüft. Eine generelle 
Vorabbestätigung ist nicht möglich. 
 
 
 
 
 
 
Zu c) Eine solche Zustimmung zu einem künftigen Wechsel kann nicht be-
reits im Rahmen des Verfahrens im Voraus erteilt oder verbindlich in Aus-
sicht gestellt werden. Über die Zustimmung nach Abschnitt 6.3 kann aus-
schließlich auf Grundlage der zum Zeitpunkt des beantragten Wechsels 
vorliegenden tatsächlichen und rechtlichen Umstände entschieden werden. 
Ein etwaiger Wechsel ist rechtzeitig vor dessen Wirksamwerden unter Vor-
lage sämtlicher hierfür erforderlicher Unterlagen beim Auftraggeber zu be-
antragen. Über den Antrag wird nach Prüfung der konkreten Umstände ent-
schieden. 
 
 
Zu d) Die Einbindung weiterer Unternehmen, beispielsweise als Mitglied ei-
ner Bietergemeinschaft oder als Unterauftragnehmer, richtet sich nach den 
Vorgaben der Vergabeunterlagen sowie den vertraglichen Regelungen. 
Unabhängig hiervon steht es den Auftragnehmern grundsätzlich frei, die 
wirtschaftliche Verwertung der im PCP entstehenden Ergebnisse im Ein-
klang mit den Regelungen zu den geistigen Eigentumsrechten (IPR) zu or-
ganisieren. Dabei sind die in den Vergabeunterlagen festgelegten Rechte 
und Pflichten, insbesondere die dem Auftraggeber eingeräumten Nutzungs-
rechte sowie die weiteren IPR-Regelungen, uneingeschränkt einzuhalten. 
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Soweit hierfür Änderungen der Vertragsparteien oder der Zusammenset-
zung einer Bietergemeinschaft erforderlich werden, richten sich diese nach 
den hierfür geltenden vertraglichen Bestimmungen und bedürfen der Zu-
stimmung des Auftraggebers. 

3 Ist es erlaubt, dass ein Partner in zwei Angeboten drin ist?  
 

Eine Beteiligung eines Wirtschaftsteilnehmers an mehreren Angeboten ist 
grundsätzlich zulässig. Die jeweiligen Angebote müssen jedoch unabhängig 
voneinander erstellt worden sein und die Grundsätze der Gleichbehand-
lung, Transparenz und des Geheimwettbewerbs gewahrt bleiben. Der Auf-
traggeber behält sich vor zu prüfen, ob durch die Mehrfachbeteiligung Wett-
bewerbsverzerrungen, Interessenkonflikte oder unzulässige Informations-
flüsse entstehen.  

4 Kann ein Hauptbieter in einem anderen Angebot als Unterauf-
tragsnehmer in einem klar abgegrenzten Bereich tätig sein? 

Diese Konstellation ist grundsätzlich zulässig. Eine Tätigkeit als Unterauf-
tragnehmer in einem Angebot eines anderen Teilnehmers, während der-
selbe Wirtschaftsteilnehmer in einem weiteren Angebot als Hauptbieter auf-
tritt, ist nicht per se unzulässig. Voraussetzung ist in jedem Fall, dass die 
Angebote unabhängig und eigenständig erstellt werden und keine unzuläs-
sige Abstimmung zwischen den beteiligten Angeboten erfolgt. Der Auftrag-
geber prüft im Einzelfall, ob durch die parallele Beteiligung eine Beeinträch-
tigung des Wettbewerbs, ein Interessenkonflikt oder eine unzulässige Infor-
mationsverflechtung entsteht. Erforderlichenfalls werden geeignete Maß-
nahmen getroffen. 

5 Inwieweit sollen die Phase 2 und 3 in dem Angebot für Phase 1 
mit ausgearbeitet sein? Welcher Detailierungsgrad wird hier er-
wartet? 
 

Gegenstand der Bewertung im Auswahlverfahren für Phase 1 ist das Ange-
bot für Phase 1. Für die Folgephasen ist im Angebot lediglich darzustellen, 
dass ein nachvollziehbares und schlüssiges Konzept für die Fortführung 
des Vorhabens besteht. Insbesondere sind die grundsätzliche Anschlussfä-
higkeit des Vorhabens sowie ein Grobkonzept für die Umsetzung in den 
Phasen 2 und 3 zu erläutern. 
Eine detaillierte Ausarbeitung der Folgephasen wird im Rahmen des Ange-
bots für Phase 1 nicht erwartet. Die konkrete Planung der Phasen 2 und 3 
erfolgt im Rahmen der jeweiligen Bewerbung auf die Folgephase entspre-
chend den Vorgaben der Ausschreibungsunterlagen. 

6 Können Körperschaften des öffentlichen Rechts ihre finanzielle 
Leistungsfähigkeit auch auf anderem Weg als durch Übersen-
dung der Jahresabschlüsse oder Vorlage einer Bankbürgschaft 
erfolgen, beispielsweise durch eine entsprechende Eigenerklä-
rung? 
 

Soweit aufgrund der Rechtsform des Bewerbers einzelne in den Ausschrei-
bungsunterlagen geforderte Nachweise nicht vorgelegt werden können, 
können gleichwertige Nachweise eingereicht werden. Für Körperschaften 
des öffentlichen Rechts kann der Nachweis der finanziellen Leistungsfähig-
keit beispielsweise durch eine entsprechende Eigenerklärung oder andere 
geeignete Unterlagen erfolgen, aus denen die finanzielle Leistungsfähigkeit 
hinreichend hervorgeht. Der Auftraggeber behält sich vor, bei Bedarf ergän-
zende Nachweise anzufordern. 

7 Welche Unterlagen sind durch die Mitglieder einer Bietergemein-
schaft einzureichen? Aus den einzelnen Dokumenten und der 

Die Dokumente A1-A4 sind vom Bevollmächtigten der Bietergemeinschaft 
zu unterzeichnen; A5-A6 von jedem Mitglied der Bietergemeinschaft und 
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Leistungsbeschreibung ergab sich, dass die Angebotserklärung 
(A1), die Bieterbeschreibung (A2) und die Projektbeschreibung 
(A3) nur einheitlich und einmalig durch das bevollmächtigte Mit-
glieder einer Bietergemeinschaft abgegeben werden und die Un-
terlagen A4 – A7 auch durch die einzelnen Mitglieder der Bieter-
gemeinschaft beizufügen sind. Ist dies korrekt? 

Unterauftragsnehmer zu unterzeichnen; und A7 wird nur einmal eingereicht, 
muss aber von allen Mitgliedern unterschrieben sein.  
Die Angaben in den jeweiligen Formularen sind entsprechend den dort ent-
haltenen Hinweisen vorzunehmen. 

8 Aus dem Preisangebot folgt, dass bereits dort die Kalkulation für 
die einzelnen Phasen eingereicht werden muss. Gleichzeitig ist 
in der Leistungsbeschreibung dargestellt, dass die Bieter sich für 
die einzelnen Phasen, jeweils nach Ablauf der vorherigen, be-
werben. Wird mit dem Angebot für Phase 1 daher, trotz Kalkula-
tion der Kosten auch für die folgenden Phasen, nur ein verbindli-
ches Angebot für Phase 1 eingereicht?  
 

Ja. Mit dem Angebot für Phase 1 wird zunächst lediglich ein verbindliches 
Angebot für Phase 1 abgegeben. Unabhängig davon ist bereits im Rahmen 
des Angebots für Phase 1 eine Preiskalkulation für alle drei Phasen einzu-
reichen, welche auch in die Bewertung einfließt.  
 
Die spätere Teilnahme an Phase 2 bzw. Phase 3 setzt jedoch einen erfolg-
reichen Abschluss der vorhergehenden Phase sowie eine Bewerbung auf 
die jeweilige Folgephase voraus. Diese umfasst nach der Leistungsbe-
schreibung unter anderem einen detaillierten Arbeitsplan, ein projektspezifi-
sches Ziel sowie ein aktualisiertes preisliches Angebot für die folgende 
Phase. 

9 Sind Abweichungen von den im Rahmen des Angebots für 
Phase 1 getätigten Angaben auf dem Preisangebot bei späterer 
Einreichung der Angebote für Phase 2 und 3 zulässig? 
 

Ja. Für jede Folgephase ist im Rahmen der Bewerbung ein eigenständiges 
Preisangebot einzureichen. Dieses kann die Ergebnisse der jeweils voran-
gegangenen Phase, die im Projektverlauf gewonnenen Erkenntnisse sowie 
durch den AG bekannt gegebene Änderungen der maximalen Auftrags-
werte berücksichtigen 
Die Preisangebote für die Folgephasen sind auf Grundlage der dann vorge-
sehenen Leistungen und der hierfür geltenden Vergabeunterlagen zu erstel-
len. Sie unterliegen im jeweiligen Auswahlverfahren erneut der Bewertung. 

10 Gehen wir Recht in der Annahme, dass der Teilnehmer selbst 
für die Einbindung der VNB Sorge tragen muss, die Anforderun-
gen, Daten und später Zugriff auf Technik im Feldtest geben 
müssen? Sind die VNB als Unterauftragnehmer anzumelden? 
 

Ja. Die Einbindung der erforderlichen Verteilnetzbetreiber (VNB) ist Be-
standteil der vom Teilnehmer zu erbringenden Leistungen. Der Teilnehmer 
ist dafür verantwortlich, die für die jeweilige Phase erforderliche Zusammen-
arbeit mit den eingebundenen VNB sicherzustellen. 
Sofern Verteilnetzbetreiber als Mitglied einer Bietergemeinschaft oder als 
Unterauftragnehmer eingebunden werden, sind sie entsprechend den An-
forderungen der Ausschreibungsunterlagen anzugeben. Werden Verteil-
netzbetreiber ausschließlich als Praxispartner eingebunden, gelten die ent-
sprechenden Regelungen der Leistungsbeschreibung. 

11 Wir bitten um Klarstellung: Ist es zulässig, dass ein Unterauftrag-
nehmer für verschiedene Teilnehmer parallel tätig wird? 
 

Ja. Die Mitwirkung eines Unterauftragnehmers in mehreren Teilnahmen am 
PCP ist grundsätzlich zulässig. 
Voraussetzung ist, dass die jeweiligen Bewerbungen unabhängig voneinan-
der erstellt werden und keine Wettbewerbsverzerrungen, Interessenkon-
flikte oder unzulässigen Informationsflüsse entstehen. Der Auftraggeber be-
hält sich vor, entsprechende Konstellationen im Einzelfall zu prüfen (siehe 
hierzu auch Antworten auf Fragen 3 und 4). 
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12 Auswahlverfahren Phase 1: Nach Entscheidung über den Zu-
schlag erhalten die Teilnehmer einen zu unterzeichnenden Ein-
zelvertrag für die erste Phase. Werden zu den Inhalten des dann 
vorgelegten Einzelvertrags eventuelle Fragen noch beantwortet? 
Gehen wir recht in der Annahme, dass es den Teilnehmern frei-
steht, vom Abschluss des Einzelvertrags Abstand zu nehmen, 
wenn die erst zukünftig vorgelegten Teile des Vertrags nicht ein-
vernehmlich geregelt werden können? 

Verständnisfragen zum Einzelvertrag können bis zum Ablauf der Frist für 
Bieterfragen (31.07.2026) gestellt werden. Ein Muster des Einzelvertrags 
liegt den Ausschreibungsunterlagen bei (Dokument 03). 
Der Einzelvertrag wird auf Grundlage der veröffentlichten Teilnahmeverein-
barung und der Leistungsbeschreibung geschlossen. Ein Anspruch auf 
nachträgliche Änderungen der Vertragsbedingungen besteht nicht. 
Es steht jedem ausgewählten Teilnehmer frei, den Einzelvertrag nicht abzu-
schließen. In diesem Fall kommt kein Vertrag über die Durchführung der 
Phase 1 zustande. 

13 Wenn der Teilnehmer den Einzelvertrag für Phase 1 abschließt, 
steht es ihm weiterhin frei, vom Abschluss der Einzelverträge für 
die weiteren Phasen Abstand zu nehmen bzw. dort kein Ange-
bot abzugeben, wenn die erst zukünftig vorgelegten Teile des 
Vertrags nicht einvernehmlich geregelt werden können? 

Ja. Die Teilnahme an den Folgephasen erfolgt jeweils auf Grundlage einer 
gesonderten Bewerbung entsprechend den Regelungen der Leistungsbe-
schreibung. Es besteht keine Verpflichtung, sich auf eine Folgephase zu 
bewerben oder den entsprechenden Einzelvertrag abzuschließen. 
 

14 Wir bitten um Klarstellung, inwieweit es sich bei den ausge-
schriebenen Leistungen auch um Werkleistungen handeln soll, 
und falls Werkleistungen erwartet werden, wie die konkreten Ab-
nahmekriterien und -verfahren zwischen den Parteien vereinbart 
werden?  
 

Die ausgeschriebenen Leistungen sind als Forschungs- und Entwicklungs-
leistungen im Sinne eines PCP ausgestaltet. Zwar sind sämtliche Phasen 
durch klar definierte, überprüfbare Ergebnisse sowie funktionale Tests ge-
prägt, jedoch handelt es sich nicht um klassische Werkleistungen im Sinne 
eines abgeschlossenen, mängelfreien Werkes, sondern um iterativ zu ent-
wickelnde Prototypen unter Unsicherheitsbedingungen. 
Ein „zufriedenstellender Abschluss“ der jeweiligen Phase erfolgt anhand der 
in der Leistungsbeschreibung definierten Kriterien (insbesondere Tabellen 
2, 4 und 5), einschließlich dokumentierter Tests, Use Cases und Funktions-
nachweise in Simulations- bzw. Feldumgebung. 
Ein gesondertes, individuell zwischen den Parteien auszugestaltendes Ab-
nahmeverfahren im werkvertraglichen Sinne ist nicht vorgesehen; vielmehr 
erfolgt die Bewertung und Freigabe durch den Auftraggeber auf Basis der 
vorab festgelegten und im Verfahren bekanntgegebenen Kriterien. 

15 „A7_Bietergemeinschaftserklärung“: Wir bitten um Klarstellung, 
dass eine gesamtschuldnerische Haftung in der Konstellation, 
dass ein Bieter/Teilnehmer lediglich einen Unterauftragnehmer 
beauftragen möchte, nicht verlangt wird. Etwaige Subunterneh-
mer werden nicht als „weitere Mitglieder der Teilnehmergemein-
schaft“ aufgeführt im Einzelvertrag. 

Die gesamtschuldnerische Haftung betrifft ausschließlich die Mitglieder ei-
ner Bietergemeinschaft. 
Die Beauftragung eines Unterauftragnehmers begründet keine gesamt-
schuldnerische Haftung zwischen Teilnehmer und Unterauftragnehmer. 
 

16 Ziffer 7.3 der Leistungsbeschreibung, Fachkonsultationen und 
Kick-off-Fachdialog der Bietergemeinschaften – wir bitten auf-
grund Verwendung des Begriffs „Bietergemeinschaften“ ggf. um 
Ergänzung, ob auch die Konstellation gemeint ist, dass ein Teil-
nehmer bloß Unterauftragnehmer beauftragt, und in diesem 
Falle die Unterauftragnehmer an den vorbezeichneten Veran-
staltungen erwartet werden. 

Die Verpflichtungen nach Abschnitt 7.3 der Leistungsbeschreibung richten 
sich an den jeweiligen Teilnehmer bzw. die jeweilige Bietergemeinschaft. 
Die Einbindung von Unterauftragnehmern in Fachkonsultationen oder Kick-
off-Fachdialoge bleibt dem Teilnehmer überlassen, sofern deren Mitwirkung 
für die Leistungserbringung erforderlich oder zweckmäßig ist. 
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17 Berücksichtigung regulatorischer Anforderungen bei der Bear-
beitung: Vor dem Hintergrund, dass der Teilnehmer keine 
Rechtsberatung erbringen darf, bitten wir um Klarstellung, dass 
eine rechtliche Prüfung oder Gewährleistung der regulatorischen 
Konformität nicht geschuldet ist. 
 

Von den Teilnehmern wird keine Rechtsberatung erwartet. 
Die Berücksichtigung regulatorischer Anforderungen bedeutet, dass die in 
der Leistungsbeschreibung einschlägigen regulatorischen Rahmenbedin-
gungen (insbesondere EnWG, § 14a EnWG, DSGVO sowie weitere ein-
schlägige Vorgaben der Bundesnetzagentur und europäischen Regelun-
gen) bei der Entwicklung und Ausgestaltung der Lösung angemessen zu 
berücksichtigen werden sind. Dies umfasst insbesondere die Ableitung 
technischer, prozessualer und architektonischer Anforderungen sowie de-
ren nachvollziehbare Umsetzung im Rahmen der Entwicklungsleistungen. 
Eine rechtliche Prüfung oder Gewährleistung der regulatorischen Konformi-
tät ist nicht Gegenstand der ausgeschriebenen Leistungen. 

18 Teilnahmevereinbarung, Ziffer 3 am Ende sieht eine sehr weit-
gehende Unterstützungs- bzw. Auskunftspflicht vor, deren Fol-
gen kaum absehbar und kalkulierbar sind. Wir bitten um Klarstel-
lung, ob dies wie folgt konkretisiert werden kann: „Der Teilneh-
mer unterstützt den Auftraggeber auf schriftliche Anfrage im an-
gemessenen und zumutbaren Umfang bei der Bereitstellung von 
Informationen, soweit dies zur Erfüllung gesetzlicher Auskunfts-
pflichten des Auftraggebers erforderlich ist und die angefragten 
Informationen beim Teilnehmer verfügbar sind. Die Verpflichtung 
gilt für die Laufzeit der Teilnahmevereinbarung sowie für einen 
Zeitraum von höchstens zwei Jahren nach deren Beendigung. 
Die Unterstützung beschränkt sich auf die Mitwirkung bei der 
Bereitstellung vorhandener Informationen; eine Verpflichtung zur 
gesonderten Erstellung, Aufbereitung oder rechtlichen Bewer-
tung besteht nicht. Weitergehende Prüfungs-, Audit- oder Unter-
stützungspflichten, insbesondere zur umfassenden Überprüfung 
der Einhaltung dieser Teilnahmevereinbarung beim Teilnehmer, 
bestehen nicht, soweit sie nicht ausdrücklich vereinbart sind.“ 

Die angesprochenen Regelungen der Teilnahmevereinbarung sind Be-
standteil der veröffentlichten Ausschreibungsunterlagen. 
Der Auftraggeber beabsichtigt derzeit keine Änderungen der angesproche-
nen Regelungen der Teilnahmevereinbarung. 
 

19 Teilnahmevereinbarung, Ziffer 4 vorletzter Absatz: (beginnend 
mit „Die AG ist berechtigt, jederzeit den Fortgang der Arbeiten 
zu beobachten, alle hierfür notwendigen Unterlagen einschließ-
lich Aufzeichnungen über Material und Arbeitsaufwand einzuse-
hen und die Einhaltung der technischen Bestimmungen zu über-
wachen. […]“ ) – Dies ist sehr weitgehend, die Folgen sind kaum 
absehbar und nicht kalkulierbar. Wir bitten um Klarstellung, ob 
dies eingegrenzt werden kann, etwa wie folgt: „Der Auftraggeber 
ist berechtigt, sich in angemessenen Abständen und nach vor-
heriger Abstimmung über den Fortgang der Arbeiten zu informie-
ren. Hierzu stellt der Teilnehmer die im Rahmen der Leistungs-
erbringung üblichen Statusinformationen und Dokumentationen 

Die angesprochenen Regelungen der Teilnahmevereinbarung sind Be-
standteil der veröffentlichten Ausschreibungsunterlagen. 
Der Auftraggeber beabsichtigt derzeit keine Änderungen der angesproche-
nen Regelungen der Teilnahmevereinbarung. 
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zur Verfügung. Einsichtsrechte in Unterlagen bestehen nur, so-
weit diese für die vertraglich geschuldeten Leistungen relevant 
sind und keine berechtigten Geheimhaltungsinteressen des Teil-
nehmers oder Dritter entgegenstehen. Der Teilnehmer wirkt in 
angemessenem und zumutbarem Umfang an Evaluierungen mit, 
soweit diese die vertraglich geschuldeten Leistungen betreffen 
und zuvor abgestimmt wurden. Eine darüberhinausgehende 
Überwachung oder Prüfung erfolgt nur aus sachlichem Anlass 
und unter Wahrung der berechtigten Interessen des Teilnehmers 
sowie unter Beschränkung auf den erforderlichen Umfang.“ 

20 Teilnahmevereinbarung, Ziffer 5: „Der AG hat das Recht, das 
Management der geistigen Eigentumsrechte zu überwachen.“ – 
Wir bitten um Klarstellung im folgenden Sinne: „Der Auftragge-
ber kann verlangen, dass der Auftragnehmer auf Anfrage geeig-
nete Nachweise über die vertragsgemäße Sicherstellung und 
Einräumung der geistigen Eigentumsrechte an den Arbeitser-
gebnissen erbringt. Weitergehende Überwachungs- oder Prü-
fungsrechte bestehen nicht, insbesondere kein Zugang zu Sys-
temen, Dokumentationen oder Prozessen, die nicht unmittelbar 
die vertragsgegenständlichen Arbeitsergebnisse betreffen.“ 

Die angesprochenen Regelungen der Teilnahmevereinbarung sind Be-
standteil der veröffentlichten Ausschreibungsunterlagen. 
Der Auftraggeber beabsichtigt derzeit keine Änderungen der angesproche-
nen Regelungen der Teilnahmevereinbarung. 
 

21 Ziffer 6.4 der Teilnahmevereinbarung: Der Vertrag sieht eine 
weitgehende Freistellung für jegliche Schäden von Teilnehmern 
oder Dritten aus der Teilnahme des PcPs vor über einen Zeit-
raum von 10 Jahren nach Beendigung der Teilnahmevereinba-
rung. Wir bitten um Klarstellung im folgenden Sinne: „Der Auf-
traggeber haftet für Schäden des Teilnehmers oder Dritter, die 
aus der Teilnahme am PCP entstehen, nur bei Vorsatz oder gro-
ber Fahrlässigkeit. Der Teilnehmer stellt den Auftraggeber nur 
insoweit von Schäden frei, als diese auf einer schuldhaften Ver-
letzung von vertraglichen Pflichten oder der Verletzung von 
Rechten Dritter durch den Teilnehmer beruhen. Die Freistel-
lungsverpflichtung ist der Höhe nach auf den Gesamtwert der im 
Rahmen des PCP-Verfahrens erhaltenen Vergütung begrenzt 
und endet spätestens drei (3) Jahre nach Beendigung der Teil-
nahmevereinbarung.“ 

Die angesprochenen Regelungen der Teilnahmevereinbarung sind Be-
standteil der veröffentlichten Ausschreibungsunterlagen. 
 
Der Auftraggeber beabsichtigt derzeit keine Änderungen der angesproche-
nen Regelungen der Teilnahmevereinbarung. 

22 Haftungsbeschränkung: Wir bitten um Klarstellung, dass die Haf-
tung des Teilnehmers aus dem Vertrag beschränkt ist, und bitten 
um Aufnahme einer entsprechenden, marktüblichen Regelung, 
beispielsweise entsprechend 13 der EVB-IT Dienstleistungs-
AGB, wonach insb. bei leicht fahrlässigen Pflichtverletzungen 
die Haftung für den Vertrag insgesamt grundsätzlich auf den 

Die angesprochenen Regelungen der Teilnahmevereinbarung sind Be-
standteil der veröffentlichten Ausschreibungsunterlagen. 
Der Auftraggeber beabsichtigt derzeit keine Änderungen der angesproche-
nen Regelungen der Teilnahmevereinbarung. 
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Auftragswert beschränkt wird; beträgt der Auftragswert weniger 
als z.B. 50.000,- €, wird die Haftung auf 50.000,- € beschränkt. 

23 Wir verstehen die in der Leistungsbeschreibung genannten 
Preisobergrenzen je Phase als Obergrenze pro Bieter bzw. pro 
Bietergemeinschaft; oder beziehen sie sich auf das Gesamt-
budget des PCP über alle parallel beauftragten Konsortien hin-
weg? 

Die in Abschnitt 7.1 der Leistungsbeschreibung genannten maximalen Auf-
tragssummen beziehen sich jeweils auf einen Teilnehmer bzw. eine Bieter-
gemeinschaft je Phase. Sie stellen die Obergrenze der Vergütung für den 
jeweiligen Einzelvertrag der entsprechenden Phase dar. Sie beziehen sich 
nicht auf das Gesamtbudget des PCP über alle Teilnehmer hinweg. 

24 Für uns stellt sich die Abgrenzungsfrage, welche Tätigkeiten im 
Rahmen dieses PCP konkret als FuE-Personal angesetzt wer-
den dürfen. Nach unserem Verständnis hätte das Vorhaben ins-
gesamt einen starken entwicklungs- und forschungsnahen Cha-
rakter, da neue Methoden, Softwarebausteine, Datenintegratio-
nen, Modellierungsansätze und Validierungsprozesse für das 
aktive Verteilnetzmanagement erarbeitet werden sollen. 
Aus wirtschaftlicher / kommunaler Sicht: Wie ist das F & E Per-
sonal genau definiert? Wie wird hier der Nachweis erfolgen? 
Aus Hochschulsicht: Ist die Beteiligung als forschungsnahes 
Drittmittelprojekt einzuordnen, oder wäre sie eher als wirtschaftli-
ches Transfer- bzw. Dienstleistungsprojekt?  

Im Rahmen dieses Verfahrens wird unter FuE-Personal das Personal der 
des jeweiligen Teilnehmers sowie gegebenenfalls eingesetzter Unterauf-
tragnehmer verstanden, das überwiegend mit Forschungs- und Entwick-
lungsaufgaben gemäß der Leistungsbeschreibung betraut ist. 
 
Die Zuordnung erfolgt auf Basis der konkreten Tätigkeiten und orientiert 
sich an den im Projekt definierten Arbeitspaketen sowie den darin enthalte-
nen FuE-Anteilen. Als FuE-Tätigkeiten gelten dabei solche Tätigkeiten, die 
den Anforderungen an Forschungs- und Entwicklungsleistungen gemäß der 
im Unionsrahmen für staatliche Beihilfen zur Förderung von Forschung, 
Entwicklung und Innovation (2022/C 414/01) festgelegten Forschungs- und 
Entwicklungskategorien entsprechen. Dies umfasst z. B. konzeptionelle Ar-
beiten, Entwicklungs- und Modellierungsaufgaben, Implementierung, In-
tegration sowie Test- und Validierungsmaßnahmen im Zusammenhang mit 
der Erstellung des Toolkits. 
 
Für die Preiskalkulation ist das eingesetzte Personal entsprechend seiner 
tatsächlichen projektbezogenen Tätigkeitsanteile in „FuE-Personal“ und 
„Nicht-FuE-Personal“ aufzuteilen. Ausschlaggebend ist hierbei der jeweilige 
Anteil der Tätigkeit innerhalb der ausgeschriebenen FuE-Leistungen. 
 
Eine pauschale Einstufung allein auf Grundlage der organisatorischen Zu-
ordnung oder der Berufsbezeichnung ist nicht ausreichend. Die im Angebot 
vorgenommene Zuordnung muss schlüssig sein und mit der Darstellung der 
Arbeitspakete sowie dem Projektplan übereinstimmen. 

25 Gibt es unterschiedliche Bewertungen, wenn das Konsortium als 
gemeinsames Unternehmen, als Bietergemeinschaft oder ein 
Einzelbieter mit verschiedenen Unterauftragnehmern auftritt?  
Ist eine Bietergemeinschaft ohne gesellschaftlichen Zusammen-
schluss, bspw. mit Bietergemeinschaftserklärung und interner 
Kooperations-/Konsortialvereinbarung zulässig, und wird eine 
solche Struktur im Verfahren gleichwertig berücksichtigt?  
 

Die zulässigen Teilnahmekonstellationen ergeben sich aus der Teilnahme-
vereinbarung und der Leistungsbeschreibung. 
Eine Teilnahme als Einzelbieter oder als Bietergemeinschaft ist zulässig. 
Für Bietergemeinschaften gelten die in den Ausschreibungsunterlagen fest-
gelegten Anforderungen, insbesondere hinsichtlich der Bietergemein-
schaftserklärung und der gesamtschuldnerischen Haftung. In welcher Form 
interne Vereinbarungen innerhalb einer Bietergemeinschaft getroffen 
werde, obliegt dabei der Bietergemeinschaft. Die gewählte Organisations-
form führt für sich genommen zu keiner unterschiedlichen Bewertung. 
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Maßgeblich sind die Erfüllung der Eignungsanforderungen sowie die Be-
wertung anhand der veröffentlichten Zuschlagskriterien. 

26 Wird für diese mit verschiedenen Unterauftragnehmern eine ge-
sonderte Erklärung (Eignungsleihe etc.) benötigt? 

Ein Teilnehmer kann sich zur Leistungserbringung Unterauftragnehmer be-
dienen. 
 
Die hierfür erforderlichen Erklärungen ergeben sich aus den Formblättern 
der Ausschreibungsunterlagen. Die Darstellung der Unterauftragnehmer 
und einer damit verbundenen Eignungsleihe ist in der Bieterbeschreibung 
(A2) vorzunehmen. Weitere gesonderte Erklärungen sind nach den Aus-
schreibungsunterlagen nicht erforderlich. 

27 Ist in den Phasen 2 und 3 eine Kombination unterschiedlicher 
technischer Lösungsansätze angedacht, etwa die parallele Wei-
terentwicklung und spätere Integration modellbasierter, modell-
offener und datengetriebener Module innerhalb eines gemeinsa-
men Toolkits? 

Ja. Die Leistungsbeschreibung lässt den Teilnehmern hinsichtlich der me-
thodischen Umsetzung bewusst Gestaltungsspielraum. 
Insbesondere können modellbasierte, modelloffene sowie andere innova-
tive Lösungsansätze verfolgt werden, sofern diese zur Erreichung der Wett-
bewerbsziele geeignet sind und die Anforderungen der Leistungsbeschrei-
bung erfüllen. 
Die Kombination unterschiedlicher technischer Ansätze innerhalb eines mo-
dularen Toolkits ist daher grundsätzlich möglich. Maßgeblich ist, dass die 
vorgeschlagene Gesamtlösung schlüssig ist und die in der Leistungsbe-
schreibung beschriebenen Wettbewerbsziele adressiert. 

28 Ist das genannte Budget je Phase pro Bieter, pro Konsortium 
oder für alle Konsortien in Summe vorgesehen? 

Siehe Antwort auf Frage 23. 

29 Wie ist das F & E Personal definiert bzw. wie soll hier der Nach-
weis erfolgen? 

Siehe Antwort auf Frage 24. 

30 Wie soll das Konsortium rechtlich aufgestellt sein? Gibt es unter-
schiedliche Bewertungen, wenn das Konsortium als gemeinsa-
mes Unternehmen / Bietergemeinschaft oder ein Einzelbieter mit 
verschiedenen Unterauftragnehmern auftritt? 

Siehe Antwort auf Frage 25. 

31 Wird für die Struktur Einzelbieter mit verschiedenen Unterauf-
tragnehmern eine gesonderte Erklärung (Eignungsleihe etc.) der 
Nachunternehmer benötigt? 

Siehe Antwort auf Frage 26. 

32 Verstehen wir die Art der Finanzierung richtig, dass nicht, wie 
bei einem Forschungsvorhaben, ein Eigenanteil mit eingebracht 
werden muss, sondern dass auch Unternehmen zu 100 % finan-
ziert bzw. bezahlt werden? 

Bei dem vorliegenden Verfahren handelt es sich nicht um ein Forschungs-
förderprojekt im zuwendungsrechtlichen Sinne, sondern um eine vorkom-
merzielle Auftragsvergabe (PCP). 
Siehe hierzu auch Antwort auf Frage 1. 

33 In Kapitel 4 wird beschrieben, dass das dritte Werkzeug, das 
umgesetzt werden soll, aus Tabelle 1 ausgewählt werden kann. 
Muss sich hierbei für eine der vorgeschlagenen Funktionen ent-
schieden werden oder können auch mehrere Funktionen aus 
der Liste umgesetzt werden? 
 

Die Leistungsbeschreibung fordert die Auswahl und Umsetzung mindestens 
eines weiteren Werkzeugs entsprechend den dort beschriebenen Anforde-
rungen. 
Es steht den Teilnehmern frei, über dieses Mindestmaß hinaus weitere 
Werkzeuge vorzusehen, sofern die Gesamtlösung schlüssig ist, die Wettbe-
werbsziele adressiert und der vorgesehene Leistungsumfang innerhalb der 
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jeweiligen Phase realistisch umgesetzt werden kann. Zusätzliche Werk-
zeuge werden nicht isoliert bewertet. Maßgeblich bleiben ausschließlich die 
veröffentlichten Zuschlagskriterien. 

34 Ist angedacht oder möglich auch Partner (z. B. weitere Netzbe-
treiber) als eine Art assoziierte Partner (ohne Finanzierung, bzw. 
mit nur sehr geringer Finanzierung) für den Wissensaustausch 
etc. einzubinden? 
 

Ja. Die Einbindung weiterer Einrichtungen als Praxispartner ist grundsätz-
lich möglich. 
Soweit diese keine vertraglichen Leistungen gegenüber dem Auftraggeber 
erbringen und keine Vergütung aus dem PCP erhalten, sind sie weder als 
Mitglied einer Bietergemeinschaft noch als Unterauftragnehmer anzusehen. 
Unberührt hiervon bleiben die in der Leistungsbeschreibung festgelegten 
Anforderungen an die Zusammensetzung des Teilnehmerteams sowie an 
die Einbindung von Verteilnetzbetreibern. 

35 Die Leistungsbeschreibung benennt das (teil)automatisierte 
Engpassmanagement als eines der beiden verpflichtenden 
Werkzeuge, beschreibt den fachlichen Inhalt jedoch nicht im De-
tail. Was genau ist unter dem (teil)automatisierten Engpassma-
nagement zu verstehen? Wie ist die zugehörige Prozesskette zu 
verstehen und welche Teilprozesse, etwa Engpasserkennung, 
Maßnahmenauswahl, Ansteuerung und Wirkungskontrolle, sind 
aus Sicht des Auftraggebers Bestandteil dieses Werkzeugs? 

Unter dem (teil)automatisierten Engpassmanagement ist ein Werkzeug zu 
verstehen, das den Verteilnetzbetreiber bei der Erkennung, Bewertung und 
Bewältigung netzbezogener Engpässe unterstützt. 
Die konkrete fachliche und technische Ausgestaltung des Werkzeugs ist be-
wusst nicht vorgegeben und ist Gegenstand der Forschungs- und Entwick-
lungsleistung im Rahmen des PCP. Die Teilnehmer können daher unter-
schiedliche Lösungsansätze verfolgen. Soweit einzelne Teilprozesse -bei-
spielsweise Engpasserkennung, Maßnahmenauswahl, Maßnahmenumset-
zung oder Erfolgskontrolle- Bestandteil der vorgeschlagenen Lösung sind, 
sind diese nachvollziehbar darzustellen und zu begründen. 
Maßgeblich ist, dass das vorgeschlagene Werkzeug einen nachvollziehba-
ren Beitrag zu den Wettbewerbszielen des PCP leistet. 

36 Gemäß Kapitel 4 sind drei zentrale Werkzeuge bereitzustellen, 
davon zwei festgelegte sowie ein drittes Werkzeug aus dem 
Pool in Tabelle 1. Ist es zulässig, mehr als ein Werkzeug aus 
diesem Pool anzubieten, also insgesamt mehr als drei Werk-
zeuge? Falls ja, wird das Anbieten zusätzlicher Werkzeuge in 
der Bewertung positiv berücksichtigt oder als gleichwertig zu ei-
nem einzelnen dritten Werkzeug gewertet? 

Die Leistungsbeschreibung fordert die Umsetzung der beiden verpflichten-
den Werkzeuge sowie mindestens eines weiteren Werkzeugs aus dem in 
Tabelle 1 beschriebenen Funktionsspektrum. 
Es ist zulässig, mehr als ein zusätzliches Werkzeug vorzusehen. 
Die Bewertung erfolgt jedoch anhand der veröffentlichten Zuschlagskrite-
rien. Die bloße Anzahl zusätzlicher Werkzeuge führt nicht automatisch zu 
einer besseren Bewertung. Maßgeblich sind insbesondere die fachliche 
Schlüssigkeit, der Beitrag zu den Wettbewerbszielen sowie die Realisier-
barkeit der vorgeschlagenen Lösung innerhalb des vorgesehenen Leis-
tungsumfangs (siehe auch Antwort auf Frage 33). 

37 Die Leistungsbeschreibung fordert eine zwingende Berücksichti-
gung der aktuellen regulatorischen Rahmenbedingungen, insbe-
sondere § 14a EnWG. Wie ist dieser Bezug konkret herzustel-
len, wenn das gewählte dritte Werkzeug einen weniger unmittel-
baren Bezug zu § 14a EnWG aufweist, etwa bei der Zielnetzpla-
nung (Tabelle 1 c) oder bei der abgestimmten Zusammenarbeit 
mit Systemen der Mittelspannungsebene (Tabelle 1 a)? Welche 

Die Leistungsbeschreibung verlangt, dass die aktuellen regulatorischen 
Rahmenbedingungen bei der Entwicklung der Lösung angemessen berück-
sichtigt werden. 
Dies bedeutet nicht, dass jedes einzelne Werkzeug einen unmittelbaren 
Schwerpunkt auf § 14a EnWG haben muss. Vielmehr ist darzustellen, in-
wieweit die vorgeschlagene Gesamtlösung mit den einschlägigen regulato-
rischen Anforderungen vereinbar ist und diese bei der Konzeption berück-
sichtigt. 
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Erwartung besteht hier hinsichtlich Tiefe und Form der Berück-
sichtigung? 

Art und Tiefe der Berücksichtigung hängen daher vom gewählten Lösungs-
ansatz und dem jeweiligen Funktionsumfang des Werkzeugs ab. 

38 Was genau ist unter dem Funktionsbereich Zielnetzplanung (Ta-
belle 1 c) zu verstehen? Wird eine durchgängig automatisierte 
Zielnetzplanung von Anfang bis Ende der Prozesskette erwartet, 
oder sind hier einzelne Teilprozesse gemeint? Falls Teilpro-
zesse gemeint sind, welche stehen aus Sicht des Auftraggebers 
im Vordergrund? 

Der in Tabelle 1 genannte Funktionsbereich „Zielnetzplanung“ beschreibt 
den fachlichen Anwendungsbereich, nicht jedoch einen vorgegebenen Lö-
sungs- oder Prozessansatz. 
Ob die vorgeschlagene Lösung die vollständige Prozesskette oder einzelne 
Teilprozesse adressiert, bleibt den Teilnehmern überlassen. Erwartet wird 
eine nachvollziehbare Begründung, welchen Beitrag der gewählte Ansatz 
zu den Wettbewerbszielen des PCP leistet. 

39 Was umfasst der Funktionsbereich Detektion von Flexibilitäten 
und Steuerbarkeit von Verbrauchseinrichtungen (Tabelle 1 d) 
konkret? Ist z.B. eine Disaggregation der einzelnen Flexibilitäten 
in Ladesäule, Speicher, etc. darunter zu verstehen? 

Der Funktionsbereich umfasst die Identifikation und Nutzung steuerbarer 
Flexibilitäten im Niederspannungsnetz. 
Die konkrete technische Umsetzung ist nicht vorgegeben und ist Gegen-
stand der Forschungs- und Entwicklungsleistung. Hierzu können -soweit für 
den gewählten Lösungsansatz erforderlich- beispielsweise die Identifikation 
unterschiedlicher Flexibilitätsarten oder deren weitere Differenzierung gehö-
ren. 
Maßgeblich ist, dass der vorgeschlagene Ansatz schlüssig dargestellt wird 
und einen nachvollziehbaren Beitrag zu den Wettbewerbszielen leistet. 

40 Welche Stundensätze dürfen angesetzt werden, mit welcher 
max. Gewinnbeteiligung bzw. was muss im Falle eines nachge-
lagerten Audits an Nachweisunterlagen erbracht werden? Müs-
sen geleistete Stunden nachgewiesen werden, z.B. durch Stun-
denschreibung? Oder werden Arbeiten nach Leistung und Liefe-
rung der angebotenen technischen Inhalte abgerechnet? 

Die Ausschreibungsunterlagen geben keine festen Stundensätze oder 
Höchstgewinne vor. 
Der Angebotspreis ist auf Grundlage der beizufügenden Vorkalkulation zu 
ermitteln. Dabei ist der Verbleib des geistigen Eigentums beim Auftragneh-
mer angemessen zu berücksichtigen. Im Rahmen der Bewertung werden 
sowohl der Angebotspreis als auch die Plausibilität der Arbeitsplanung be-
rücksichtigt.  
Die Vergütung erfolgt nach Maßgabe des jeweiligen Einzelvertrags und der 
dort vorgesehenen Zahlungspläne. Voraussetzung für die jeweiligen Aus-
zahlungen sind die in den Ausschreibungsunterlagen vorgesehenen Be-
richte und Nachweise über den Projektfortschritt. 
Eine Abrechnung auf Basis tatsächlich geleisteter Stunden ist nach den 
Ausschreibungsunterlagen nicht vorgesehen. 

 


